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In der Gesetzessammlung wurde unter der
Nummer 360/2025 GBl. ein Begleitgesetz zum
Gesetz über die einheitliche monatliche Meldung
des Arbeitgebers in der vom Senat geänderten
Fassung veröffentlicht. Im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens fügte der Gesetzgeber
eine Reihe von Änderungen hinzu, die nichts mit
dem besagten Gesetz zu tun haben. Nachfolgend
sind ausgewählte Änderungen des Einkommen-
steuergesetzes aufgeführt.

Leistungen für Arbeitnehmer

Das geltende Einkommensteuergesetz sieht vor,
dass bestimmte Zuwendungen an Arbeitnehmer
von der Einkommensteuer (und damit auch von
den Kranken- und Sozialversicherungsbeiträgen)
befreit sind, unabhängig davon, ob sie als
Arbeitslohn oder über den Arbeitslohn hinaus
gewährt werden. Die Steuerverwaltung vertritt
jedoch seit langem eine restriktivere Auslegung,
wonach eine der Voraussetzungen für die
Steuerbefreiung darin besteht, dass die
Zuwendung nicht als Entgelt für die Arbeit gezahlt
wird. Dieses Erfordernis ist im geltenden
Einkommensteuergesetz nicht ausdrücklich
verankert, was vom Obersten Verwaltungsge-
richtshof bestätigt wurde. In der Praxis schließen

die Arbeitgeber mit den Arbeitnehmern
Vereinbarungen, dass ein Teil des Lohns in Form
von Sachleistungen gezahlt wird, die die
Voraussetzungen für die Steuerbefreiung erfüllen
(z. B. Gutscheine für Gesundheits-, Kultur- und
Sportdienstleistungen). Auf diese Einkünfte
wurden bisher keine Steuern oder Versicherungs-
beiträge gezahlt.

Ziel der Gesetzesnovellierung war es, die
Auslegung der Steuerverwaltung direkt im
Einkommensteuergesetz zu verankern. Ab 2026
werden nur noch Leistungen für Arbeitnehmer
von der Einkommensteuer befreit, die nicht als
Lohn, Gehalt oder ihre Entschädigung angesehen
werden. Mit anderen Worten: Wenn ein
Sachbezug als Entgelt für geleistete Arbeit
gewährt wird, ist er steuer- und versicherungs-
pflichtig. Der Anwendungsbereich von Freizeit-
vergünstigungen oder die Grenzen für die
Steuerbefreiung werden durch die Gesetzes-
novellierung nicht geändert.

Es wird empfohlen, die internen Richtlinien und
Arbeits-/Anstellungsverträge bis Ende 2025 zu
überprüfen. Wir empfehlen, die Regelungen, nach
denen Sachbezüge gewährt werden, zu über-
prüfen und gegebenenfalls zu ändern, damit ab

Januar 2026 klar ist, ob sie die Voraussetzungen
für die Steuerbefreiung erfüllen. Wir sind Ihnen in
diesem Bereich gerne behilflich.

Einkünfte von natürlichen Personen aus der 
Veräußerung von Wertpapieren und 
Beteiligungen

Mit Wirkung vom 01. Januar 2026 wird die Grenze
von 40 Millionen CZK für die Befreiung von
Einkünften aus der Veräußerung von
Wertpapieren und Geschäftsanteilen durch
natürliche Personen abgeschafft. Die Freigrenze
von 40 Mio. CZK für die Befreiung von Einkünften
bleibt nur für die Befreiung von Einkünften aus
der Veräußerung von Kryptoassets bestehen.

Es wurden keine Übergangsbestimmungen zur
Abschaffung der Freigrenze erlassen. Dies
bedeutet, dass die Grenze von 40 Mio. CZK
weiterhin für Einkünfte aus dem Verkauf von
Wertpapieren, die bis zum 31. Dezember 2025
erzielt werden, gilt.

Abschaffung der Quellensteuer auf bestimmte
Einkünfte natürlicher Personen

Mit der Novellierung wird die Quellensteuer auf
Einkünfte natürlicher Personen in zwei Bereichen 2
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abgeschafft, die unterschiedliche Auswirkungen
haben.

Der erste Bereich sind die kleinen Einkünfte. Im
Jahr 2025 handelt es sich dabei um Einkünfte aus
einer Vereinbarung über die Erbringung von
Arbeitsleistungen bis zu einer Höhe von 11.500
CZK pro Monat und anderen Formen von
Arbeitsverhältnissen bis zu 4.500 CZK pro Monat.
Diese werden ab dem 01. Januar 2027 mit einer
Vorsteuer besteuert, wobei die neue
Besteuerungsmethode keine Verpflichtung zur
Abgabe einer Steuererklärung vorsieht.
Steuerpflichtige können freiwillig eine
Steuererklärung abgeben (z.B. wenn sie Steuer-
vorteile in Anspruch nehmen wollen). Einkünfte
bis zu den oben genannten Grenzen werden nicht
als Verstoß gegen die Bedingungen für die
Pauschalsteuer betrachtet und lösen nicht die
Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteu-
ererklärung für Unternehmer im Rahmen der
Pauschalsteuer aus.

Ein weiterer Bereich, in dem die Quellensteuer
durch eine Vorsteuer ersetzt wird, sind die
Einkünfte von Mitgliedern von Körperschaften
(z.B. Geschäftsführer von GmbHs), die nicht in der
Tschechischen Republik steuerlich ansässig sind.

Die Einkünfte dieser Personen werden ab dem 01.
Januar 2026 einer progressiven Besteuerung
unterworfen, die derjenigen der in der
Tschechischen Republik ansässigen Personen
ähnelt. Wenn ihr Einkommen das 36-fache des
Durchschnittslohns für einen Veranlagungs-
zeitraum übersteigt, sind ausländische
Geschäftsführer verpflichtet, eine Steuerer-
klärung in der Tschechischen Republik abzugeben
(bisher konnten sie dies freiwillig tun).

Qualifizierte Mitarbeiteroptionen

Mit der Novellierung wurde eine Sonderregelung
für qualifizierte Mitarbeiteroptionen in das
Einkommensteuergesetz aufgenommen,
zusätzlich zu den beiden bestehenden
Regelungen für die Besteuerung von
Mitarbeiteroptionen. Diese Änderung zielt auf
Start-ups und andere Personen ab, die die
Definition eines "qualifizierten Arbeitgebers"
erfüllen.

Der Kern der Änderung besteht darin, dass
Einkünfte aus der Ausübung von qualifizierten
Mitarbeiteroptionen, die ein qualifizierter
Arbeitgeber einem qualifizierten Mitarbeiter
gewährt, nicht als Arbeitseinkommen, sondern als
sonstiges Einkommen besteuert werden. Dies

bedeutet unter anderem, dass die Sozial- und
Krankenversicherungsbeiträge nicht von den
Einkünften abgezogen werden. Wird eine
Geschäftsanteil infolge der Ausübung einer
Option erworben, sind die Einkünfte außerdem
erst in dem Veranlagungszeitraum zu versteuern,
in dem der Geschäftsanteil verkauft wird,
spätestens jedoch in dem Veranlagungszeitraum,
in dem die 15 Jahre nach der Ausübung der
Option abgelaufen sind. Einkünfte aus dem
Verkauf von Wertpapieren und Beteiligungen, die
infolge der Ausübung einer qualifizierten Option
erworben wurden, sind auch dann nicht
steuerfrei, wenn die Haltefrist erfüllt ist.

Eine qualifizierte Option ist definiert als ein
schriftliches, unentgeltliches, nicht übertragbares
Versprechen, einen Geschäftsanteil zu erwerben.
Der Arbeitgeber muss diese Zusage den
Steuerbehörden melden. Der Arbeitnehmer kann
die Beteiligung im Rahmen einer solchen Zusage
frühestens drei Jahre nach dem Tag der
Gewährung erwerben, es sei denn, es kommt zu
früheren festgelegten Änderungen des
Stammkapitals des Arbeitgebers oder der be-
herrschenden Person oder der Arbeitgeber oder
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die beherrschende Person geht an die Börse. Der
Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer den
Marktpreis der Geschäftsanteile zum Zeitpunkt
der Gewährung der Zusage und zum Zeitpunkt
der Ausübung der Option mitteilen.

Ein qualifizierter Arbeitgeber wird durch einen
Jahresumsatz von höchstens 2,5 Mrd. CZK und
eine Bilanzsumme von höchstens 2 Mrd. CZK
definiert, wobei die gleichen Werte auch bei der
Bewertung im Rahmen des Konzern- und des
konsolidierten Jahresabschlusses zugrunde gelegt
werden. Weder der Arbeitgeber noch ein anderes
Mitglied der Gruppe darf einer bestimmten
Gruppe von Unternehmen angehören, zu der
beispielsweise Banken, Versicherungsgesell-
schaften oder Beratungsunternehmen gehören.

Ein qualifizierter Arbeitnehmer ist ein Arbeit-
nehmer, der die Bedingungen erfüllt:

▪ Er hat zwischen dem Zeitpunkt der Zusage
einer qualifizierten Option und dem Zeitpunkt
der Ausübung oder Abwicklung der Option
mindestens 12 Monate für den Arbeitgeber
gearbeitet,

▪ die Summe seiner qualifizierten Unter-
nehmensbeteiligungen zum Zeitpunkt der
Gewährung der qualifizierten Option übersteigt

nicht 5 % des Stammkapitals des qualifizierten
Arbeitgebers und der beherrschenden Person

▪ sein monatliches Arbeitseinkommen beträgt
zwischen dem Zeitpunkt der Zusage einer
qualifizierten Option und dem Zeitpunkt der
Abwicklung der Option mindestens das 1,2-
fache des zum Zeitpunkt der Gewährung der
qualifizierten Option geltenden Mindestlohns.

Beibehaltung der steuerlichen Begünstigung von 
schadstoffarmen Fahrzeugen

Ab dem 01. Januar 2026 führt das Einkom-
mensteuergesetz eine eigene Definition für
schadstoffarme Fahrzeuge ein. Für die Zwecke der
Einkommensteuer ist ein emissionsarmes
Fahrzeug ein Straßenkraftfahrzeug der Klasse M1,
M2 oder N1, das den CO2-Grenzwert von 50 g/km
nicht überschreitet und kein emissionsfreies
Fahrzeug ist.

Die gesonderte Definition beseitigt somit die
Abhängigkeit der Definition eines schadstoff-
armen Fahrzeugs von der EU-Richtlinie, deren
terminologische Änderung zum Wegfall der
Steuervergünstigung ab 2026 führen könnte.
Welche Art von Fahrzeug für steuerliche Zwecke
als schadstoffarm gilt, wird durch die Einfügung
der Definition direkt in das Einkommen-

steuergesetz nicht geändert. Es bleibt dabei, dass
das Einkommen eines Arbeitnehmers, der ein
schadstoffarmes Fahrzeug seines Arbeitgebers für
private Zwecke nutzen kann, 0,5 % des
Anschaffungspreises dieses Fahrzeugs beträgt.

Änderungen bei der Steuergutschrift für 
Forschung und Entwicklung

Die wichtigste Änderung bei der Steuergutschrift
für Forschung und Entwicklung ist die Erhöhung
des Steuerabzugs. Unternehmen können nun
150 % der getätigten Ausgaben von der Steuer-
bemessungsgrundlage abziehen, bis zu einem
Höchstbetrag von 50 Millionen CZK pro
Veranlagungszeitraum. Ausgaben, die über diese
Grenze hinausgehen, können ohne Einschränkung
zum Basissatz von 100 % abgezogen werden.
Gleichzeitig wird der Zeitraum, in dem der Abzug
für Forschung und Entwicklung geltend gemacht
werden kann, von derzeit 3 auf 5 Jahre
verlängert.

Neu eingeführt wird auch das Konzept der
sogenannten Abzugseinheit, die aus einer
beherrschenden Person und Personen besteht,
die von dieser Person allein oder gemeinsam mit
einer anderen Person beherrscht werden. 4
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Wenn ein Unternehmen Teil einer Abzugseinheit
ist, wird die Grenze von 50 Millionen CZK für alle
Mitglieder der Steuerabzugseinheit angesetzt.

Die Änderungen werden sich auch auf die
Projektdokumentation auswirken. Es wird nicht
mehr notwendig sein, die Qualifikationen oder
die Form des Beschäftigungsverhältnisses der
Personen anzugeben, die das Projekt durch-
führen.

Diese Änderungen sollen ab dem 01. Januar 2026
und nur für neue Forschungs- und Entwicklungs-
projekte gelten.
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Am 03. September 2025 ist eine Novellierung des
Gesetzes über die Ergänzungssteuern für große
multinationale Konzerne und große inländische
Konzerne in Kraft getreten. Die geänderte Fassung
des Gesetzes gilt jedoch rückwirkend ab dem
Beginn seines Inkrafttretens, d.h. für Berichts-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 2023
beginnen.

Die wichtigste Änderung ist die Verlängerung der
Fristen für die Abgabe von Informations-
erklärungen und Steuererklärungen. Zusätzlich
zur Verlängerung wurden die Fristen für die
zugewiesene und die tschechische Ergänzungs-
steuer harmonisiert.

Die Informationserklärungen für beide Ergän-
zungssteuern sind innerhalb von 15 Mona-ten
nach Ende des Berichtszeitraums einzureichen,
für den ersten Berichtszeitraum wird die Frist
jedoch auf 18 Monate verlängert. Daraus folgt,
dass die ersten Informations-erklärungen bis zum
30. Juni 2026 für den Berichtszeitraum 2024 bei
den Steuerbehörden eingereicht werden müssen
(wenn der Veranla-gungszeitraum einem
Kalenderjahr entspricht).

Für die Steuererklärungen wurde die Frist für die
beiden Ergänzungssteuern auf 22 Monate ab

Ende des Berichtszeitraums verlängert. Das
bedeutet, dass die Frist für das Kalenderjahr 2024
am 31. Oktober 2026 abläuft. Es sei darauf
hingewiesen, dass auch hier die Selbstver-
anlagung der Steuerschuld gilt, d.h. wenn der
Steuerpflichtige die Steuererklärung nicht
innerhalb der gesetzlichen Frist einreicht, gilt die
Steuer als mit 0 CZK geltend gemacht.

Neben den oben genannten Fristen werden in der
Novellierung eine Reihe von Auslegungen und
Begriffen geklärt, um das Gesetz so weit wie
möglich an die Anforderungen der OECD-
Musterregeln anzunähern, wie z.B. die
Aktualisierung der Definition eines Berichts-
zeitraums, die Festlegung von Regeln für die
Währungsumrechnung oder die Beschreibung von
Änderungen bei der Anwendung der Safe-
Harbour-Regeln.

Die Umsetzung der DAC-9-Richtlinie in die
tschechischen Vorschriften wird sehr wichtig sein,
da sie die Vorlage einer einzigen
Kurzbeschreibung innerhalb der Europäischen
Union ermöglicht. Gemäß dieser Richtlinie sollten
diese Berichte automatisch innerhalb der
Europäischen Union ausgetauscht werden. Das
bedeutet, dass die tschechische Steuerverwal-

tung den von der Muttergesellschaft vorgelegten
Informationsbericht auch für die Zwecke der
tschechischen Ergänzungssteuer akzeptieren
würde, sofern dieser Informationsbericht alle für
die tschechische Ergänzungssteuer erforderlichen
Informationen enthält.

Wie wir bereits in unserem Artikel in unserem
Newsletter 3/2025 berichtet haben, wird die
Erstellung des Country-by-Country-Reporting für
2024 ein sehr wichtiger Schritt sein. Das Country-
by-Country-Reporting wird ein Schlüssel-
dokument in den ersten drei Berichtszeiträumen
sein. Daher empfehlen wir, dass Unternehmen,
die noch keine grundlegenden Verpflichtungen
wie die Einreichung eines länderbezogenen
Berichts haben, dies so bald wie möglich tun. Die
Nichteinhaltung der länderspezifischen
Berichtspflichten kann sich negativ auf die
Ergänzungssteuerpflichten des Steuerpflichtigen
auswirken.

Wenn Sie Teil eines multinationalen oder
nationalen Konzerns mit einem Umsatz von
mindestens 750.000.000 EUR in zwei der vier vor-
angegangenen Berichtszeiträume des Konzerns 
sind und noch keine Kommunikation mit der 6
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obersten Muttergesellschaft in dieser Angele-
genheit eingeleitet haben, empfehlen wir Ihnen,
dies unverzüglich zu tun, da die konzerninterne
Kommunikation in der Praxis sehr langwierig und
oft schwierig ist.

Wenn Sie Unterstützung im Bereich der
Ergänzungssteuern benötigen, sind wir für Sie
gerne da.
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Die Novellierung des Rückstellungsgesetzes
ermöglicht ab dem 01. Januar 2026 die Bildung
eines einmaligen 100%igen Steuerfreibetrags für
Forderungen, deren Bilanzwert 50.000 CZK
(bisher 30.000 CZK) nicht überschreitet. Die
übrigen Bedingungen für die Bildung einer
einmaligen Steuerrückstellung bleiben
unverändert. Diese sind wie folgt:

▪ Die Forderung ist nicht verjährt.

▪ Der Schuldner und der Gläubiger sind keine

verbundenen Unternehmen.

▪ Seit der Fälligkeit der Forderung sind min-
destens 12 Monate verstrichen.

▪ Der Gesamtwert der Forderungen gegen ein
und denselben Schuldner, auf die Wertbe-
richtigungen gebildet werden, übersteigt nicht
die Grenze von 50.000 CZK (früher 30.000 CZK)
pro Veranlagungszeitraum.

▪ Der Steuerpflichtige hat über diese For-
derungen getrennt Aufzeichnungen zu führen.

ÄNDERUNG DES RÜCKSTELLUNGSGESETZES

JITKA MRÁZKOVÁ

Steuerberaterin

jitka.mrazkova@LTApartners.com



Am 16. Juni 2025 wurde in der Gesetzes-
sammlung das Gesetz Nr. 176/2025 GBl.
veröffentlicht, mit dem das Einkommens-
steuergesetz im Bereich des Abzugs von
Hypothekenzinsen von der Steuerbemessungs-
grundlage natürlicher Personen geändert wird.
Durch die Novellierung wird die Möglichkeit des
Abzugs von Hypothekenzinsen von der Steuer-
bemessungsgrundlage natürlicher Personen auch
auf Mitglieder von Wohnungsbaugenossen-
schaften ausgeweitet, und zwar auf Beträge, die
den Zinsen für Wohnungsbaugenossen-
schaftsdarlehen entsprechen, die die Steuer-
zahler (Mitglieder einer Genossenschaft) im
Rahmen der sogenannten Annuität tatsächlich
zahlen.

Der Abzug ist unter den folgenden Bedingungen
zulässig:

▪ Der Kredit/das Darlehen stammt von einer
Bausparkasse, einer Hypothek oder wird von
einer Bank oder Bausparkasse gewährt;

▪ es wird ausschließlich für ein gesetzlich
festgelegtes Wohnbedürfnis verwendet (z. B.
Kauf, Bau, Reparatur eines Wohnhauses);

▪ der Steuerpflichtige, d. h. eine natürliche
Person, ist Mitglied einer Wohnungsbaugenos-

senschaft und zahlt der Wohnungsbaugenos-
senschaft Beträge, die den Zinsen für seinen
Anteil (bzw. seine Genossenschaftswohnung)
entsprechen.

Für den Abzug von Zinsen auf einen Kredit / ein
Darlehen, der/das einer Wohnungsbaugenossen-
schaft gewährt wird, müssen ähnliche
Bedingungen erfüllt sein wie bei einem
Hypothekenkredit. Insbesondere die Bedingung,
dass die Wohnung als ständiger Wohnsitz für sich
selbst oder seine Familie genutzt wird. Der
Zinsabzug ist wie bei Hypothekenkrediten, die
direkt an eine Privatperson vergeben werden, auf
150.000 CZK begrenzt.

Den Verfassern zufolge soll die Änderung, die
Steuererleichterungen für Mitglieder von Woh-
nungsbaugenossenschaften vorsieht, die Verfüg-
barkeit von Genossenschaftswohnungen fördern
und die Position von Genossenschaftsmitgliedern
mit der von Personen, die ihre eigene Wohnung
mit einer Hypothek finanzieren, vereinheitlichen.

8
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Das Gesetz Nr. 323/2025 GBl. über die
einheitliche monatliche Berichterstattung der
Arbeitgeber (JMHZ) ist in der Gesetzessammlung
veröffentlicht worden. Die Regierungsverordnung,
die die Umsetzung der JMHZ regeln wird, soll
Ende Oktober/Anfang November veröffentlicht
werden. Sowohl das Gesetz als auch die
Verordnung sollen am 01. Januar 2026 in Kraft
treten, die neuen Verpflichtungen gelten jedoch
erst ab dem 01. April 2026.

Die einheitliche monatliche Arbeitgeberberichter-
stattung (JMHZ) soll den Arbeitgebern erhebliche
administrative Erleichterungen bringen, zielt auf
die Straffung und Vereinfachung von Prozessen ab
und wird sicherlich Möglichkeiten bieten, die
Personal- und Lohnbuchhaltung effizienter zu
gestalten. Es ist davon auszugehen, dass die
anfängliche Umsetzung eine ziemliche
Herausforderung darstellt: Erstens für die
Arbeitgeber, die ihre Softwaresysteme anpassen
und einrichten müssen, und zweitens für die
Lohnbuchhalter selbst, die über die bestehenden
Daten hinaus zusätzliche Informationen in das
System eingeben müssen.

Die einheitliche monatliche Arbeitgeberberichter-
stattung (JMHZ) als elektronische Meldung wird

die meisten Pflichten des Arbeitgebers gegenüber
der staatlichen Verwaltung zusammenfassen - von
der Sozialversicherung über die Arbeitnehmer-
daten und statistischen Meldungen bis zur
Lohnsteuer. Der Bereich der Krankenversicherung
wird noch nicht enthalten sein, da dieser ab 2027
integriert wird. Für die Arbeitgeber ändert sich bei
der Kommunikation mit den Krankenkassen daher
vorerst nichts.

Der Bericht (die Meldung) wird aus drei Teilen
bestehen:

▪ Zusammenfassung - grundlegende Informati-
onen über den Arbeitgeber (Steuernummer,
Name, Firmensitz), Informationen über den
Berichtszeitraum und zusammenfassende
Finanzinformationen

▪ Versicherung - Daten zu den Sozialversiche-
rungsbeiträgen; und

▪ individualisiert - Daten über einzelne Arbeit-
nehmer und ihr Beschäftigungsverhältnis.
Dieser Abschnitt wird auch Informationen über
vorübergehenden Krankenstand, Elternzeit usw.
enthalten.

Für die Monate Januar bis März 2026 ist der
Arbeitgeber verpflichtet, zwischen dem 01. April

2026 und dem 30. Juni 2026 einen einzigen
Monatsbericht vorzulegen. Danach sind die Daten
monatlich über die einheitliche monatliche
Arbeitgeberberichterstattung (JMHZ) zu über-
mitteln, ohne dass eine individuelle Verlängerung
oder ein Verzicht auf die Frist möglich ist.

Die JMHZ wird an das Ministerium für Arbeit und
Soziales gesandt, das es an andere Behörden
weiterleitet - die tschechische Sozialversiche-
rungsverwaltung, die territoriale Sozialversiche-
rungsverwaltung, das Institut für Gesundheits-
bewertung, das Arbeitsamt der Tschechischen
Republik, die zuständige Behörde der Finanz-
verwaltung der Tschechischen Republik, das
Finanzministerium der Tschechischen Republik,
das tschechische statistische Amt, das Justiz-
ministerium der Tschechischen Republik und das
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport der
Tschechischen Republik.

Das Gesetz gilt für alle, die in der Position eines
Arbeitgebers sind. Dies gilt nicht nur für Unter-
nehmen oder staatliche Einrichtungen, sondern
auch für natürliche Personen, die jemanden z. B.
nur auf Grund einer Vereinbarung über die
Erbringung von Arbeitsleistungen beschäftigen.

9
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Zum besseren Verständnis hier ein Überblick
über die neuen Verpflichtungen

▪ Ab dem 01. April 2026 müssen die Arbeitgeber
die einheitliche monatliche Arbeitgeber-
berichterstattung (JMHZ) übermitteln und die
Arbeitnehmer anmelden.

▪ Für die Monate Januar bis März 2026 werden
die Arbeitgeber keine Beitragsnachweise
übermitteln; die Beitragszahlungen erfolgen
innerhalb des gesetzlichen Zeitrahmens.

▪ Für Januar bis März 2026 werden die
Arbeitgeber dann bis zum 30. Juni 2026
monatliche Meldungen übermitteln.

▪ Im Zeitraum April bis Juni 2026 gilt für die
Anmeldung von tschechischen Arbeitnehmern
die bisherige 8-Tage-Frist ab dem Tag des
Arbeitsantrittes (die Anmeldung von
ausländischen Arbeitnehmern wird derzeit
diskutiert).

▪ Ab dem 01. Juli 2026 besteht die Pflicht zur
(zumindest teilweisen) Anmeldung aller
Arbeitnehmer vor Aufnahme der Arbeit, um die
Ausübung der sogenannten Schwarzarbeit zu
verhindern. Die Verpflichtung zur Vervollstän-
digung der verbleibenden Daten (nach der

Teilanmeldung) wird auf spätestens 8 Tage nach
Arbeitsaufnahme des Arbeitnehmers festge-
legt.

Welche Schritte sollten so schnell wie möglich
unternommen werden?

▪ Überprüfen Sie die bestehenden Prozesse, den
internen Datentransfer und die Kommunikation
innerhalb des Unternehmens im Bereich der
Lohn- und Gehaltsabrechnung und der
Personalabteilung.

▪ Überlegen Sie, wie die Mitarbeiterdaten erfasst
und auf ihre Richtigkeit hin überprüft werden
sollen.

▪ Richten Sie anschließend die internen Prozesse
und die Software so ein, dass Sie in der Lage
sind, die erforderlichen Daten innerhalb der
vorgeschriebenen Zeit an die staatlichen
Behörden zu übermitteln (das System wird
zentral verwaltet, so dass selbst ein kleiner
formaler Fehler die Meldung ungültig machen
kann).

10
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Personen, die in der Tschechischen Republik als
MwSt.-Zahler oder als für die MwSt. identifizierte
Personen registriert sind, die während eines
Kalenderjahres Waren in die EU einfüh-
ren/ausführen, deren Wert insgesamt 15 Mio. CZK
für das Kalenderjahr übersteigt, sind zur Abgabe
von Intrastat-Meldungen verpflichtet.

Für die Intrastat-Meldungen kann entweder die
Webanwendung InstatEvo oder die Desktop-
Anwendung InstatDesk verwendet werden.

Die Webanwendung InstatEvo ersetzt ab Juli 2025
die ursprüngliche Webanwendung InstatOnline
und wird ab Anfang 2026 auch die
Desktopanwendung InstatDesk ersetzen. Daher
wird der Bericht für Januar 2026 nicht mehr über
InstatDesk, sondern nur noch über die InstatEvo
Webanwendung eingereicht werden können.

Templates oder Kurse, die Sie in InstatDesk
verwendet haben, können noch nicht in InstatEvo
importiert werden. Nach den Informationen auf
der Website des Zolls soll diese Funktionalität
jedoch umprogrammiert werden. Was jedoch
nicht in die Webanwendung übertragen wird, sind
die Daten aus InstatDesk. Aus diesem Grund ist es
notwendig, InstatDesk auch nach dem Wechsel

zur Webanwendung auf dem Computer installiert
zu lassen. Obwohl es nicht mehr aktualisiert wird
und es nicht möglich ist, Berichte für 2026 zu
senden, wird es zur Korrektur der Daten für 2025
verwendet. Erst nach Ablauf der Korrekturfrist für
2025 am 17.07.2026 können Sie InstatDesk
deinstallieren.

Die Zugangsdaten zu InstatEvo sind die gleichen
wie die zu InstatDesk. Um sich mit der neuen
Umgebung vertraut zu machen, können Sie das
Benutzerhandbuch verwenden, das auf der
Website des Zolls verfügbar ist.

11
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Anfang September 2025 veröffentlichte der
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) sein
Urteil in der Rechtssache C-726/23 SC Arcomet
Towercranes SRL, das neue Erkenntnisse über die
Anwendung der Mehrwertsteuer bei der
Berechnung von Verrechnungspreisanpassungen
zwischen verbundenen Unternehmen bringt. Es
wird empfohlen, diese Rechtsprechung auch
allgemein in Bezug auf die Berechtigung zum
Vorsteuerabzug für so genannte Management-
leistungen zu beachten, die in der Regel zwischen
einer Muttergesellschaft und einer Tochter-
gesellschaft erbracht werden, wobei darauf zu
achten ist, dass die Erbringung solcher Leistungen
als Voraussetzung für die Möglichkeit der
Inanspruchnahme des Vorsteuerabzugs nach-
gewiesen werden muss.

Der Fall der SC Arcomet Towercranes SRL

Da der Fall eine recht spezifische Situation betraf,
ist es notwendig, zunächst kurz auf die
Beschreibung des Falles einzugehen.

Nach einer 2010 durchgeführten Verrechnungs-
preisstudie zwischen Arcomet Belgien und seinen
Tochtergesellschaften hätten die Tochter-
gesellschaften gemäß den Verrechnungs-

preisregeln eine Betriebsmarge zwischen -0,71 %
und 2,74 % erzielen müssen. Um sicherzustellen,
dass die Tochtergesellschaften eine angemessene
Marge erzielten, wurde 2012 ein Vertrag zwischen
der Muttergesellschaft und der Tochter-
gesellschaft geschlossen, wonach bei einem
Gewinnüberschuss von mehr als 2,74 % von
Arcomet Belgien und bei einem Verlustüberschuss
von -0,71 % von Arcomet Rumänien eine jährliche
Ausgleichsrechnung ausgestellt werden sollte.

Auf der Grundlage dieses Vertrags verpflichtete
sich Arcomet Belgien, seiner Tochtergesellschaft
verschiedene Management- und kommerzielle
Dienstleistungen zu erbringen, wie z. B. die
Aushandlung von Rahmenverträgen mit externen
Lieferanten und Banken, das zentrale
Flottenmanagement, das Qualitäts- und Sicher-
heitsmanagement usw. Darüber hinaus trug
Arcomet Belgien die wichtigsten wirtschaftlichen
Risiken im Zusammenhang mit den Aktivitäten
von Arcomet Rumänien. Andererseits
verpflichtete sich Arcomet Rumänien, alle für die
Ausübung seiner Tätigkeit erforderlichen Produkte
zu erwerben und zu besitzen und für den Verkauf
und die Vermietung dieser Produkte sowie für die
Erbringung von Dienstleistungen verantwortlich

zu sein.

Da Arcomet Rumänien in den Jahren 2011 bis
2013 einen Gewinn erzielte, der über der
festgelegten Marge lag, erhielt es von der
Muttergesellschaft Rechnungen für die im
Rahmen des besagten Vertrags erbrachten
Dienstleistungen, auf die es eine Umkehrung der
Steuerschuldnerschaft anwandte.

Im Rahmen einer Steuerprüfung wurde Arcomet
Rumänien auf der Grundlage des nicht
zugelassenen Vorsteuerabzugs für diese
Dienstleistungen, für die das Reverse-Charge-
Verfahren angewandt wurde, mit Mehrwertsteuer
belastet.

Der EU-Gerichtshof wurde daraufhin im Laufe des
Verfahrens gefragt, ob:

▪ ob der in Rechnung gestellte Betrag der
Mehrwertsteuer unterliegt; und

▪ ob die Steuerbehörden berechtigt sind,
zusätzlich zur Rechnung Unterlagen (z. B. Tätig-
keitsberichte, Fortschrittsberichte usw.) zu
verlangen, um die Verwendung der
erworbenen Dienstleistungen für die Zwecke
der steuerbaren Umsätze des Steuerpflichtigen
nachzuweisen. 12
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Erstens unterliegt die Erbringung von
Dienstleistungen nach ständiger Rechtsprechung
des Gerichtshofs nur dann der Mehrwertsteuer,
wenn zwischen dem Erbringer und dem
Empfänger ein Rechtsverhältnis besteht, in dessen
Rahmen gegenseitige Leistungen erbracht
werden, wobei die vom Erbringer erhaltene
Gegenleistung die tatsächliche Gegenleistung für
die an den Empfänger erbrachte personen-
bezogene Dienstleistung ist. Dies ist dann der Fall,
wenn ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen
der erbrachten Dienstleistung und der erhaltenen
Gegenleistung besteht.

Der EuGH ist der Ansicht, dass im vorliegenden
Fall beide Voraussetzungen erfüllt sind, da sich die
Muttergesellschaft vertraglich verpflichtet hat,
ihrer Tochtergesellschaft bestimmte kommerzielle
Dienstleistungen zu erbringen, die sich ihrerseits
verpflichtet hat, am Ende eines jeden Jahres einen
Betrag für diese Dienstleistungen zu zahlen, der
zwar variabel, aber weder zufällig noch ungewiss
ist, da die Bedingungen dieser Vergütung im
Vertrag festgelegt sind. Nach Ansicht des EuGH
unterliegen die fraglichen Dienstleistungen daher
der Mehrwertsteuer.

Nach Auffassung des EuGH kann diesen

Schlussfolgerungen nicht entgegengehalten
werden, dass die der Muttergesellschaft
geschuldete Vergütung gemäß der OECD-
Richtlinie lediglich dazu dient, die Betriebsmarge
der Tochtergesellschaft anzupassen, um den
Fremdvergleichsgrundsatz einzuhalten, ohne dass
eine bestimmte Tätigkeit als Gegenleistung
erbracht werden muss.

Nach Auffassung des EuGH ist jedoch der
Nachweis, dass die Leistungen tatsächlich von der
Muttergesellschaft erbracht und von der
Tochtergesellschaft für ihre eigenen steuerpflich-
tigen Umsätze verwendet wurden, erforderlich,
um das Recht auf Vorsteuerabzug zu begründen.
Die Steuerbehörden können daher zum Nachweis
dieser Tatsachen die Vorlage von anderen
Unterlagen als Rechnungen verlangen, sofern die
Vorlage solcher Belege für diese Zwecke
erforderlich und angemessen ist. Dem EuGH
zufolge kann der Steuerpflichtige jedoch nicht
verpflichtet werden, die Notwendigkeit oder
Angemessenheit dieser Dienstleistungen für seine
steuerpflichtigen Leistungen nachzuweisen.

Praktische Auswirkungen

In Anbetracht der besonderen Situation in diesem
Fall können die Schlussfolgerungen des EuGH

nicht verallgemeinert werden. Es ist zu bedenken,
dass es im vorliegenden Fall möglich war, den
Rentabilitätsausgleich der Tochtergesellschaft auf
die spezifische Dienstleistung zu beziehen, zu
deren Erbringung sich die Muttergesellschaft
vertraglich verpflichtet hatte und auf die sie den
Rentabilitätsausgleich der Tochtergesellschaft
bezogen hatte.

Leider hat sich der Gerichtshof nicht zu der in den
Schlussanträgen des Generalanwalts angespro-
chenen allgemeineren Kontroverse über
Verrechnungspreise geäußert. Der Generalanwalt
hat wiederholt erklärt, dass die Empfehlung,
Verrechnungspreisberichtigungen aus dem
Anwendungsbereich der Umsatzsteuer auszu-
schließen, nicht vom Mehrwertsteuerausschuss,
einem von der Europäischen Kommission einge-
setzten beratenden Ausschuss, angenommen
wurde. Der Standpunkt des EuGH zu dieser Frage
bleibt daher unklar. Der Gerichtshof hat sich auch
nicht zu der Behauptung des Generalanwalts
geäußert, dass nicht außer Acht gelassen werden
kann, dass Berichtigungen im Zusammenhang mit
der Erbringung von Dienstleistungen oder der
Lieferung von Waren eine Änderung des Preises 
der in Rechnung gestellten Dienstleistung oder 13
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der in Rechnung gestellten Dienstleistung oder
Ware darstellen.

Die Auswirkungen des Urteils auf die Verwal-
tungspraxis sind daher vorerst begrenzt. Die
weiteren Auswirkungen auf die Verwaltungspraxis
müssen daher abgewartet werden, bis der EuGH
in einer anderen Rechtssache über Verrech-
nungspreisberichtigungen, C-603/24 Stellantis
Portugal, S.A., entscheidet.

In Anbetracht der oben genannten Unsicherheiten
und in Erwartung des nächsten Urteils des EuGH
empfehlen wir, der Identifizierung von Risiken, der
angemessenen Gestaltung der Rechnungsstellung
für Verrechnungspreisberichtigungen und dem
Verfahren zur Anwendung der Mehrwertsteuer
besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Ebenso
empfehlen wir in Anbetracht der Schlussfolge-
rungen des EuGH in dieser Rechtssache und in der
Entscheidung in der Rechtssache C-527/23
Weatherford Atlas Gip SA, der Erbringung
ausreichender Nachweise für die Erbringung von
Management-/Verwaltungsdienstleistungen be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. Wir stehen
Ihnen gerne zur Verfügung, wenn Sie diese
Bereiche prüfen möchten.

14

LTA ∣ LEGAL TAX AUDIT

ANPASSUNG DER VERRECHNUNGSPREISE IM HINBLICK AUF DIE MEHRWERTSTEUER

MILENA DRÁBOVÁ

Umsatzsteuer-Expertin 
milena.drabova@LTApartners.com



RECHTSPRECHUNG: BESTEHT WEITERHIN DIE VERPFLICHTUNG, EINEN EINGETRAGENEN
WIRTSCHAFTLICH BERECHTIGTEN ZU HABEN?
Der Oberste Gerichtshof befasste sich in seiner
Entscheidung vom 25. August 2025, Az. Nr. 27 Cdo
1368/2024, mit der Frage, ob Unternehmen wegen
Unregelmäßigkeiten bei der Eintragung der
wirtschaftlich Berechtigten sanktioniert werden
können.

Das Stadtgericht Prag entschied über eine
Unregelmäßigkeit im Register der wirtschaftlich
Berechtigten (Transparenzregister) der registrie-
renden Person, die darin bestand, dass sie keine
Daten in das Register der wirtschaftlich Berechtigten
(Transparenz-register) eingetragen hatte. Diese
Person hatte keinen eingetragenen wirtschaftlich
Berechtigten und tat dies auch nicht innerhalb der
gesetzten Nachfrist. Das Stadtgericht kam zu dem
Schluss, dass eine Unregelmäßigkeit im Sinne des
Gesetzes über die Registrierung der wirtschaftlich
Berechtigten vorliegt.

Die tschechischen Rechtsvorschriften, die das Gesetz
über die Registrierung der wirtschaftlich
Berechtigten darstellen, wurden auf der Grund-lage
von EU-Richtlinien, insbesondere der EU-Richtlinie
2015/849 (AML-Richtlinie), verabschie-det. Die AML-

Richtlinie wurde später geändert, um die
Mitgliedstaaten zu verpflichten, dafür zu sorgen,
dass Informationen über wirtschaftlich Berechtigte
für die Öffentlichkeit zugänglich sind.

Am 22. November 2022 entschied der EuGH in den
verbundenen Rechtssachen C-37/20 und C-601/20 -
WM und Sovim -, dass dieser Teil der AML-Richtlinie,
der die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, den
Zugang der Öffentlichkeit zu den Informationen
sicherzustellen, ungültig ist.

Das Stadtgericht Prag war der Ansicht, dass dieses
Urteil nur in das EU-Recht eingreift, während das
tschechische Gesetz über die Registrierung der
wirtschaftlich Berechtigten nach wie vor
uneingeschränkt gültig ist, und wandte es daher in
seiner Entscheidung an. Darüber hinaus stellte das
Stadtgericht fest, dass kein ungerechtfertigter
Eingriff in das Recht auf Privatleben und das Recht
auf Schutz personenbezogener Daten gemäß Artikel
7 und 8 der EU-Grundrechtecharta vorliegt, da die
Person, die die Daten registriert, unter rechtmäßigen
Bedingungen beantragen kann, dass die registrierten
Daten unzugänglich gemacht werden.

Das Obergericht Prag bestätigte die Entscheidung
des Stadtgerichts Prag, woraufhin der Registrierende
beim Obersten Gerichtshof Revision einlegte und die
in der Rechtsprechung noch nicht geklärte Frage
aufwarf, ob das Versäumnis des Registrierenden,
den wirtschaftlich Berechtigten eintragen zu lassen,
als Unregelmäßigkeit im Sinne des Gesetzes über die
Registrierung von wirtschaftlich Berechtigten
angesehen werden kann, und zwar unter
Bezugnahme auf den Eingriff in das Recht auf
Privatleben und das Recht auf den Schutz
personenbezogener Daten gemäß Artikel 7 und 8
der Charta der Grundrechte der EU, wie im Urteil
WM und Sovim festgestellt.

Der Oberste Gerichtshof leitet her, dass die Charta
der Grundrechte der EU dieselbe Wirkung hat wie
das primäre EU-Recht und dass gleichzeitig das
primäre EU-Recht unmittelbar und vorrangig
anwendbar ist, sofern eine klare und unbedingte
Regelung erkennbar ist. Nach Ansicht des Obersten
Gerichtshofs gehören zu diesen Vorschriften auch
die Bestimmungen der Artikel 7 und 8 der EU-
Grundrechtecharta.

15
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RECHTSPRECHUNG: BESTEHT WEITERHIN DIE VERPFLICHTUNG, EINEN EINGETRAGENEN
WIRTSCHAFTLICH BERECHTIGTEN ZU HABEN?
Der Oberste Gerichtshof stellt fest, dass der
tschechische Gesetzgeber die Registrierungspflichtigen
vor eine schwierige Frage gestellt hat, da einerseits das
Gesetz über die Registrierung von wirtschaftlich
Berechtigten auf Grund seiner Laxheit nicht geändert
wurde und nach wie vor eine gesetzliche Verpflichtung
zur Registrierung eines wirtschaftlich Berechtigten
besteht; andererseits würden dadurch die Rechte des
wirtschaftlich Berechtigten nach Artikel 7 und 8 der
Charta der Grundrechte der EU verletzt.

Dieser Zustand, der durch die Untätigkeit des
Gesetzgebers verursacht worden sei, könne nicht den
Registrierungspflichtigen und wirtschaftlich
Berechtigten angelastet werden. Der Staat sei
verpflichtet, die in den Artikeln 7 und 8 der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union verankerten
Rechte zu achten, und daher können gegen die
Registrierungspflichtigen keine Sanktionen verhängt
werden, wenn sie ihrer Verpflichtung zur Registrierung
des wirtschaftlich Berechtigten gemäß dem Gesetz
über die Registrierung wirtschaftlich Berechtiger
(Transparenzgesetz) nicht nachkommen. Daher könne
eine Situation, in der die Daten des wirtschaftlich

Berechtigten nicht in das Register der wirtschaftlich
Berechtigten (Transparenzregister) eingetragen
werden, nicht als Unregelmäßigkeit angesehen
werden, da dies gegen seine Rechte aus der EU-
Grundrechtecharta verstoßen würde.

Daher änderte der Oberste Gerichtshof unter Bezug-
nahme auf die obigen Ausführungen den Beschluss
des Stadtgerichts Prag dahingehend ab, dass das Ver-
fahren wegen der Unregelmäßigkeit eingestellt wird.

Ist es also möglich, einen wirtschaftlich Berechtigten
nicht registrieren zu lassen? Aus der Sicht der
Unternehmen ist auch zu berücksichtigen, dass die
Nichtregistrierung eines wirtschaftlich Berechtigten im
Transparenzregister weitere Folgen nach sich zieht, die
im Gesetz über die Registrierung der wirtschaftlich
Berechtigten festgelegt sind. Nämlich die Unmöglich-
keit, dem nicht registrierten wirtschaftlich Berechtigten
oder einer juristischen Person, deren wirtschaftlich
Berechtigter er ebenfalls ist, eine Beteiligung am
Gewinn, an anderen Eigenmitteln oder am
Liquidationserlös auszuzahlen. Außerdem darf dieser
nicht eingetragene wirtschaftlich Berechtigte kein

Stimmrecht bei der Entscheidungsfindung des
obersten Organs ausüben oder als alleiniger
Anteilseigner auftreten. Diese Einschränkungen sind in
der Praxis oft bedeutender als die Androhung von
Geldbußen allein.

Wie ist mit dieser Situation umzugehen? Auch wenn
der Oberste Gerichtshof die Möglichkeiten zur Durch-
setzung der Eintragung durch Unregelmäßigkeits-
verfahren abgeschwächt hat, sollten die Unternehmen
wachsam bleiben. Der Oberste Gerichtshof hat sich
nicht zu den weiteren Folgen der Nichtregistrierung
eines wirtschaftlich Berechtigten geäußert. Solange
der Gesetzgeber das Gesetz über die Registrierung
wirtschaftlich Berechtigter nicht ändert, empfehlen
wir, davon auszugehen, dass diese Beschränkungen
weiterhin gelten und es daher angemessen ist, einen
wirtschaftlich Berechtigten im Transparenzregister
registrieren zu lassen.

Bei Interesse stellen wir Ihnen gerne nähere Informa-
tionen zur Verfügung.

16

LTA ∣ LEGAL TAX AUDIT

DANIEL VRÁBEL

Rechtsanwalt

daniel.vrabel@LTApartners.com



RECHTSPRECHUNG: DER EINWAND DER UNANGEMESSENHEIT EINER VERTRAGSSTRAFE
UND WANN ER VOR GERICHT ZU ERHEBEN IST
In seiner Entscheidung vom 22. Mai 2025, Az. Nr.
23 Cdo 767/2024, hat sich der Oberste Gerichtshof
erneut mit einem sehr wichtigen Thema befasst,
nämlich der Vertragsstrafe und insbesondere der
Möglichkeit ihrer Mäßigung durch das Gericht. Die
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs zur
Frage der Ver-tragsstrafe und der Möglichkeit ihrer
Mäßigung ist sehr umfangreich und man könnte
sagen, dass sie gut etabliert und auch ständig ist.
Der Oberste Gerichtshof hat sich nun jedoch dazu
geäußert, bis zu welchem spätesten Zeitpunkt ein
Kläger den Einwand der Unangemessenheit einer
Vertragsstrafe erheben kann, damit das Gericht
über ihre mögliche Mäßigung entscheiden kann.

Der Sachverhalt war folgender: Ein Straßen-
benutzer und ein Straßenbesitzer hatten einen
Vertrag geschlossen, wonach der Benutzer die
Straße benutzen konnte und sich verpflichtete,
dem Straßenbesitzer für diese Benutzung ein
Entgelt zu zahlen. Das Entgelt wurde auf 3 000 CZK
pro Jahr festgesetzt. Die Verpflichtung des
Benutzers, das Entgelt an den Wegeeigentümer zu
zahlen, wurde durch eine Vertragsstrafe in Höhe

von 500 CZK pro Verzugstag verstärkt. Der Nutzer
war mit der Zahlung des Entgelts 382 Tage lang in
Verzug. Dem Wegeigentümer entstand dadurch
eine Forderung in Höhe von 194 000 CZK (3 000
CZK an ausstehender Vergütung und 191 000 CZK
an Vertragsstrafe), die er gerichtlich geltend
machen wollte.

Die prozessuale Verteidigung des Straßen-
benutzers vor dem erstinstanzlichen Gericht
bestand darin, dass es sich bei der fraglichen
Straße um eine öffentlich zugängliche gewidmete
Straße handele und der Straßenbesitzer keinen
Anspruch auf Zahlung eines Entgelts für ihre
Benutzung haben könne. Das erstinstanzliche
Gericht wies dieses Argument zurück und
entschied, dass der Straßenbenutzer verpflichtet
sei, den gesamten geschuldeten Betrag, d. h.
194 000 CZK, zu zahlen.

Vor dem Gericht zweiter Instanz (in der Berufung)
machte der Straßennutzer geltend, dass die
Vertragsstrafe von 191 000 CZK überhöht sei, und
schlug ihre Änderung vor. Das Berufungsgericht
akzeptierte dieses Argument und reduzierte die

Vertragsstrafe auf ca. 5.000 CZK.

Der Wegeigentümer legte gegen die Entscheidung
des Berufungsgerichts die Revision beim Obersten
Gerichtshof ein. In seiner Entscheidung verwies
der Oberste Gerichtshof auf seine aktuelle
ständige Rechtsprechung zu Vertragsstrafen. Nach
dieser Rechtsprechung muss die Angemessenheit
einer bestimmten Forderung auf Zahlung einer
Vertragsstrafe im Hinblick auf die Funktion der
vereinbarten Vertragsstrafe und die Umstände des
Einzelfalls geprüft werden. Somit sind für die
Prüfung der Angemessenheit der Vertragsstrafe
sowohl die Tatsachen in Bezug auf den Zeitpunkt,
zu dem die Vertragsstrafe vereinbart wurde, als
auch die Umstände, die erst nach der Verletzung
der festgelegten Verpflichtung und etwaigen
anderen (späteren) Ereignissen eingetreten sind,
relevant.

Der Kläger, der geltend macht, dass die
Vertragsstrafe überhöht ist, und ihre Änderung
beantragt, muss auch alle Umstände darlegen und
beweisen, aus denen sich ergibt, dass die
Vertragsstrafe überhöht ist. Das bloße Vorhanden-
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RECHTSPRECHUNG: DER EINWAND DER UNANGEMESSENHEIT EINER VERTRAGSSTRAFE
UND WANN ER VOR GERICHT ZU ERHEBEN IST
sein einer Vertragsstrafe, der Wert der
gesicherten Verpflichtung und die Höhe der
Vertragsstrafe reichen nicht aus, um zu
entscheiden, ob sie ggf. unangemessen ist. Die
Parteien sind verpflichtet, die Tatsachen
vorzutragen und Beweise für diese Tatsachen zu
erbringen, und zwar insbesondere im Verfahren
vor dem Gericht der ersten Instanz, d. h. nicht erst
im Berufungsverfahren.

Der Oberste Gerichtshof hat zwar bestätigt, dass
die Einrede der Unangemessenheit der
Vertragsstrafe erst im Berufungsverfahren
erhoben werden kann, er hat aber auch
festgestellt, dass der Straßenbenutzer, der eine
solche Einrede erhoben hat, fehlerhaft verfahren
hat, da er sie eigentlich schon im Verfahren vor
dem Gericht erster Instanz hätte erheben müssen.
Er hätte dann seine Einrede durch die
Behauptungen und Beweise ergänzen können, die
für die Feststellung der etwaigen Unange-
messenheit der Vertragsstrafe erforderlich sind.
Der erst in der Berufung erhobenen Einrede

könne nicht stattgegeben werden, weil der
Rechtsmittelführer seiner Verpflichtung, be-
stimmte Tatsachen zu behaupten und Beweise
dafür zu erbringen, nicht nachgekommen sei.

Aus der kommentierten Entscheidung des
Obersten Gerichtshofs ergibt sich, dass eine
Streitpartei, die eine Mäßigung einer
Vertragsstrafe erreichen will, wie folgt vorgehen
muss:

▪ Sie muss die Einrede der Unangemessenheit
der Vertragsstrafe (Antrag auf Abänderung der
Vertragsstrafe) im Verfahren vor dem Gericht
der ersten Instanz erheben (bevor die
Wirkungen der Verfahrenskonzentration
eintreten); und

▪ Sie muss die konkreten Gründe für die
Unangemessenheit der streitigen Vertragsstrafe
darlegen und beweisen.

▪ Der Umfang der Tatsachen, die der Kläger zu
behaupten und zu beweisen hat, richtet sich
nach der ständigen Entscheidungspraxis des
Obersten Gerichtshofs, siehe z.B. das Urteil des

Obersten Gerichts vom 11. Januar 2023, Az. Nr.
31 Cdo 2273/2022 oder das Urteil des Obersten
Gerichtshofs vom 03. Mai 2023, Az. Nr. 23 Cdo
1398/2022.
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Zusicherungen und Garantien in Geschäftsanteils-
übertragungsverträgen sind nicht neu - sie sind seit
vielen Jahren gängige Praxis. Neu ist jedoch ihre
zunehmende Präsenz in den Gerichtssälen. In der Tat
werden sie immer häufiger zum Gegenstand von
Streitigkeiten zwischen Verkäufern und Käufern.
Einer der jüngsten Fälle ist die Entscheidung des
Obergerichts Prag (7 Cmo 21/2024).

Der Gegenstand des Rechtsstreits

Der Verkäufer übertrug seinen Geschäftsanteil an
einem Unternehmen auf zwei Käufer. Der Vertrag
enthielt mehrere Zusicherungen und Garantien des
Verkäufers, insbesondere in diesem Fall waren die
wichtigsten Zusicherungen, dass (i) das Unterneh-
men seine Geschäfte in Übereinstimmung mit dem
Gesetz führt und (ii) das Unternehmen keine Kredit-
oder Darlehensverträge als Gläubiger oder Schuldner
abgeschlossen hat, keine Bürgschaften begeben hat
usw. Gleichzeitig verpflichtete sich der Verkäufer zur
Zahlung einer Vertragsstrafe für den Fall, dass sich
eine der Erklärungen als falsch erweisen sollte. Es
handelte sich also um eine Standardklausel, die
(abgesehen vielleicht von der Vertragsstrafe als Folge
des Verstoßes) nicht wesentlich von der üblichen
Geschäftspraxis abwich.

Später stellte sich heraus, dass das Unternehmen
einen Darlehensvertrag abgeschlossen hatte und
auch mit seinen Verpflichtungen gegenüber dem
Arbeitsamt in Verzug geraten war. Einer der Käufer
verlangte daher eine Vertragsstrafe in Höhe von
400.000 CZK. Beide Gerichtsinstanzen wiesen seine
Klage jedoch ab. Das Obergericht kam zu dem
Schluss, dass sich die so formulierten Erklärungen
nicht auf den Gegenstand der Übertragung selbst, d.
h. den Geschäftsanteil, sondern auf das
Unternehmen als solches bezogen und daher vage
und scheinbar waren. Daher könne die
Vertragsstrafe gar nicht entstanden sein.

Berechtigte Kritik?

Unserer Meinung nach ist ein solch strenger und
formalistischer Ansatz des Gerichts nicht die richtige
Lösung. Der Zweck von Zusicherungen und Garantien
besteht in erster Linie darin, den Käufer vor
versteckten Verbindlichkeiten oder Risiken zu
schützen, die möglicherweise erst nach Abschluss
des Geschäfts zutage treten. Wenn das Gericht
jedoch auf einer strikten Auslegung besteht, wonach
sich diese Vereinbarungen nicht auf den zu
übertragenden Geschäftsanteil selbst beziehen,
untergräbt es ihre praktische Funktion und

Bedeutung erheblich. Kritiker weisen daher darauf
hin, dass das Gericht einen wohlwollenderen Ansatz
hätte wählen und eine Auslegung anstreben können,
die es ermöglicht hätte, die Vereinbarungen
beizubehalten - beispielsweise indem es sie als
Abfindungsvereinbarungen oder als Vereinbarungen
für eine unbenannte vertragliche Schuldenkonditio-
nierungsklausel behandelt hätte -, anstatt sie ganz
als rechtlich nicht existent zu beseitigen.

Was bedeutet dies?

Das Urteil hat potenziell erhebliche Auswirkungen
auf die derzeitige Transaktionspraxis, aber es ist noch
kein Urteil des Obersten Gerichtshofs. Es ist daher
davon auszugehen, dass sich die Rechtsprechung in
diesem Bereich weiter entwickeln wird. In der
Zwischenzeit gibt es jedoch keinen Grund,
Zusicherungen und Gewährleistungen in Verträgen
aufzugeben - ihre praktische Rolle und ihr Nutzen
bleiben bestehen. Es muss jedoch unbedingt
sichergestellt werden, dass sie angemessen
formuliert sind, damit sie einer gerichtlichen
Überprüfung standhalten.
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OBLIGATORISCHE ARBEITGEBERBEITRÄGE ZU ALTERSVORSORGEPRODUKTEN
Ab dem 1. Januar 2026 wird ein neues Gesetz Nr.
324/2025 GBl. über Pflichtbeiträge zu Altersvor-
sorgeprodukten in Kraft treten. Es gibt bestimmten
Arbeitnehmern, die gefährliche Arbeiten
verrichten, das Recht, von ihrem Arbeitgeber
monatliche Beiträge zu Rentensparprodukten
(Renten- oder Zusatzrentensparen) zu verlangen,
die die Arbeitnehmer mit den entsprechenden
Finanzinstituten vereinbart haben.

Bislang (mit Wirkung seit dem 1. Januar 2025) gilt
die Sonderregelung nur für Arbeitnehmer, die
Arbeiten der höchsten Risikokategorie 4 (gemäß
dem Gesetz zum Schutz der öffentlichen
Gesundheit) ausführen. Diese Arbeitnehmer haben
jedoch keinen Anspruch auf Beiträge zu
Altersvorsorgeprodukten - stattdessen wird ihr
Renteneintrittsalter nach einer bestimmten Anzahl
von Schichten mit gefährlichen Arbeiten direkt
herabgesetzt (um 15 bis 60 Monate), und ihre
Arbeitgeber sind verpflichtet, in ihrem Namen
erhöhte Rentenversicherungsbeiträge zu zahlen.

Im Gegensatz dazu führt das neue Gesetz ab dem
kommenden Jahr eine Verpflichtung für
Arbeitgeber ein, für Arbeitnehmer, die Arbeiten
der Risikokategorie 3 verrichten, Beiträge zur
Altersvorsorge zu leisten, und zwar für die

folgenden Faktoren der Arbeitsbedingungen:
Vibrationen, Kältebelastung, Hitzebelastung oder
körperliche Gesamtbelastung, wenn es sich um
dynamische körperliche Arbeit mit großen
Muskelgruppen handelt. Daher werden nicht alle
Arbeiten, die in Kategorie 3 eingestuft sind, ohne
weitere Prüfung abgedeckt.

Die Verpflichtung zur Gewährung der Beiträge wird
an die Ausübung dieses Rechts durch den
Arbeitnehmer selbst geknüpft. Der Arbeitgeber
muss jedoch alle betroffenen Arbeitnehmer von
diesem Recht in Kenntnis setzen - diejenigen, die
bereits gefährliche Arbeiten verrichten, innerhalb
von 15 Tagen nach Inkrafttreten des neuen
Gesetzes, und die übrigen Arbeitnehmer stets vor
Aufnahme der gefährlichen Arbeit. Macht der
Arbeitnehmer von seinem Recht Gebrauch und
stellt dem Arbeitgeber die erforderlichen
Informationen über das vereinbarte
Altersvorsorgeprodukt zur Verfügung, leistet der
Arbeitgeber einen Beitrag für jeden
Kalendermonat, in dem der Arbeitnehmer
mindestens drei Schichten mit gefährlicher Arbeit
geleistet hat.

Die Höhe des Beitrags beträgt 4 % der Bemes-
sungsgrundlage für diesen Monat gemäß dem

Gesetz über die Sozialversicherungsbeiträge. Der
Arbeitgeber ist außerdem verpflichtet, Aufzeich-
nungen über die Beiträge zu führen, die von der
Sozialversicherungsanstalt eingesehen werden
können. Die Nichteinhaltung der Verpflichtungen
nach dem neuen Gesetz stellt eine Ordnungs-
widrigkeit dar, die in schwerwiegenden Fällen mit
einer Geldbuße von bis zu 2.000.000 CZK geahndet
werden kann.

Die Logik des neuen Gesetzes besteht nach den
vorliegenden Informationen darin, dass die
ursprüngliche Absicht der Regierungskoalition
darin bestand, eine neue Regelung zur
Herabsetzung des Rentenalters nicht nur für
Arbeitnehmer der vierten Risikokategorie, sondern
auch für einige Arbeitnehmer der dritten Kategorie
einzuführen. Dies ist jedoch letztlich nicht
gelungen, und der Gesetzgeber beabsichtigt, diese
Arbeitnehmer durch neue Pflichtbeiträge der
Arbeitgeber zu Altersvorsorgeprodukten zu
entschädigen. Für Arbeitnehmer der Kategorie 4
ändert sich durch das neue Gesetz nichts.

Bei Interesse geben wir Ihnen gerne nähere
Informationen.
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▪ die Regierung über eine Erhöhung der Ermäßigung für das erste Kind
(Kinderfreibetrag) (jetzt 15.204 CZK, neuerdings 22.320 CZK) und über eine
Erhöhung des Grundfreibetrags pro Steuerpflichtigen (jetzt 30.840 CZK, künftig
34.600 CZK) diskutiert?

▪ Ausgewählte tschechische Konzerne und tschechische Unternehmen, die Teil
großer multinationaler Konzerne sind, verpflichtet sind, einen so genannten
Körperschaftsteuerbericht zu veröffentlichen, der u. a. Angaben zu
Steuerverbindlichkeiten und latenten Steuern, Erträgen, Vermögenswerten und
der Anzahl der Mitarbeiter enthält? Die erste Offenlegung erfolgt für Zeiträume,
die nach dem 22. Juni 2024 beginnen. Der Bericht muss innerhalb von
12 Monaten nach Ende des Geschäftsjahres veröffentlicht werden.

▪ die Anweisung Nr. D-72 der Generalfinanzdirektion veröffentlicht wurde, die die
Möglichkeit der Steuerverwaltung erweitert, Verspätungs-/Säumniszuschläge bis
zu 100 % zu erlassen?

▪ die Generalfinanzdirektion eine Aktualisierung der Mitteilung über die neue
steuerliche Abschreibungsmethode für Fotovoltaikanlagen vorbereitet?

▪ der Mindestlohn ab dem 01. Januar 2026 um 1.600 CZK auf 22.400 CZK pro
Monat erhöht wird?

▪ ein Gesetzesfehler behoben wurde und Leiharbeiter, die Arbeiten der zweiten
Nicht-Risikokategorie ausführen, nicht mehr einer ärztlichen Erstuntersuchung
unterzogen werden müssen? Für Arbeiten mit Risiko (zweite, dritte oder vierte
Risikokategorie) bleibt diese Verpflichtung jedoch bestehen.

WUSSTEN SIE, DASS..
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AKTUELLES IN LTA

LTA ∣ LEGAL TAX AUDIT

LTA wurde 2011 mit der Absicht gegründet, Dienstleistungen
in den Bereichen Recht, Steuern, Wirtschaftsprüfung und
Buchhaltung anzubieten.

Unsere Einzigartigkeit beruht darauf, dass wir umfassende
Lösungen für all diese Bereiche anbieten, die miteinander
verknüpft sind und sich gegenseitig unterstützen.

Wir sind Mitglied in internationalen Netzwerken:

MGI WORLDWIDE, eines der 20 größten Netzwerke von
Steuer-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchhaltungs- und Beratungs-
unternehmen, das weltweit über 9.000 Fachleute vertritt.

THE LAW FIRM NETWORK, ein seit 35 Jahren bestehendes

weltweites Netz von Mitgliedskanzleien. Es hat Mitglieder in

mehr als 50 Ländern und ein Netz von fast 80 weiteren

kooperierenden Kanzleien.

Dieser Newsletter ist kein Rechtsdokument und ersetzt keine
individuelle Rechts-, Steuer-, Buchhaltungs- oder sonstige Beratung.
Die hierin enthaltenen Informationen dienen nur als allgemeine
Orientierungshilfe und können durch Gesetzesänderungen, die
Anwendungspraxis oder die Umstände eines Einzelfalls beeinflusst
werden. Für spezifische Empfehlungen sollten Sie immer einen
Experten auf dem entsprechenden Gebiet konsultieren.

LTA, Lazarská 13/8, 120 00 Praha 2, Czech Republic

+420 246 089 010, LTA@LTApartners.com

www.LTApartners.com

FOLGEN SIE UNS AUF SOZIALE NETWERKE

Die Reihen unserer Wirtschaftsprüfungsabteilung wachsen ständig! In den letzten Monaten wurde
das Audit-Team um Filip Vodenka, Ekaterina Pushkarenko und Milada Krásná verstärkt. Wir
wünschen allen viel Freude bei uns und freuen uns auf die Zusammenarbeit.

Unsere Arbeitsrechtsexpertin Alice Mlýnková nahm als
Referentin an ausgewählten Terminen des regelmäßig
im Herbst stattfindenden HR-Clubs teil, der von Grafton
Recruitment und Gi Group veranstaltet wird. Sie stellte
den Teilnehmern ihre ersten Erfahrungen mit der
Flexinovellierung aus der Praxis vor und gab weitere HR-
Tipps unter Berücksichtigung der gesetzlichen
Entwicklungen, die immer höhere Anforderungen an
Arbeitgeber stellen.

Der Wohltätigkeitslauf der Olga-Havel-Stiftung

In diesem Jahr nahmen wir zum dritten Mal am
Wohltätigkeitslauf der Olga-Havel-Stiftung teil, der
traditionell im Wildpark Hvězda stattfindet. Obwohl
wir unseren zweiten Platz in der Kategorie Firmen-
staffel vom letzten Jahr nicht verteidigen konnten,
hat uns die Veranstaltung viel Spaß gemacht und
wir haben eine gute Sache unterstützt!

http://www.linkedin.com/company/lta-legal-tax-audit
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